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	Praktiker-Erfahrungsaustausch im Rahmen der Evaluierung des Zuwanderungsgesetzes am 30. und 31. März 2006 


2. Thema: Innere Sicherheit, Terrorismusbekämpfung

-Kurzdarstellung des Beitrags-

I. Einleitung:

· Hintergrund (div. Anschläge, Täterkreis: Migranten)

· Notwendigkeit zur behördenübergreifenden Zusammenarbeit, Einbeziehung von Ausländer- und Migrationsbehörden, statusrechtlichen Fragen ist größeres Gewicht beizumessen

· Terrorrorismusbekämpfungsgesetz, Datenübermittlungspflichten des BAMF, erweiterte Möglichkeiten zum Datenaustausch

· Sprach- und Textanalyse (2005: 1074 Gutachten, davon 216 für Externe, 98% gut verwertbares Ergebnis, 
73% Zuordnung zu anderem HKL, 13 % Bestätigung des HKL)

· Physikalisch-technische Urkundenuntersuchung (2005: Prüfung v. 462 Dokumenten aus 65 Ländern, 60% Echtdokumente; geschätztes Aufkommen 2006: 2000 Dokumente; Schwerpunkt bisher: Reisedokumente)

· Sicherheitsreferat, Verbindungsbeamtin des BAMF beim Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ)

II. Ermittlungsauftrag des Bundesamtes, § 30 Abs. 4, § 73 AsylVfG  i.V.m. § 60 Abs. 8 AufenthG

1. Vergleich alte/neue Regelung

· § 60 Abs. 8 AufenthG (früher: § 51Abs. 3 AuslG), Terrorismusvorbehalt: Versagung von Asylrecht bzw. Abschiebeschutz u.a. bei Gefährdern

· § 73 Abs. 2a AsylVfG, spätestens drei Jahre nach Unanfechtbarkeit der Entscheidung (Asyl, Abschiebeschutz) ist Widerruf oder Rücknahme der Entscheidung zu prüfen

· § 60 Abs. 8 AufenthG (früher: § 51Abs. 3 AuslG) hat erst in den letzten Jahren vermehrt Anwendung gefunden und sollte daher in die Evaluierung des Zuwanderungsgesetzes einbezogen werden, obwohl die Regelung inhaltlich unverändert geblieben ist.

2. Anwendungspraxis der Regelung

a) Ermittlungsauftrag des Bundesamtes

Die Anwendung des § 60 Abs. 8 AufenthG i.V.m. § 30 Abs. 4 AsylVfG spiegelt einen eigenen Ermittlungsauftrag des Bundesamtes wider.

b) Zahlen

· Die Norm gelangte im Jahr 2005 in 76 Verfahren  zur Anwendung.  

· Seit April 2004 (Einrichtung des entsprechenden Fachreferates und Führung dieser Statistik) wurden im Bundesamt gestützt auf § 60 Abs. 8 AufenthG insgesamt 138 Verfahren entschieden. In 113 Fällen wurde Klage erhoben, 97 Verfahren sind noch nicht abgeschlossen. 

· Auch aus Sicht der Gerichte stellt sich der Anwendungsbereich der Norm somit als komplex dar, bisher nur geringe Rechtsprechung, zukünftig jedoch in breiterem Umfang zu erwarten. 

c) Rechtsfragen und Spruchpraxis

· Zentrale Rechtsfrage der anhängigen Verfahren ist, ob für die Anwendbarkeit des § 60 Abs. 8 AufenthG eine Wiederholungsgefahr zu fordern ist. Während die Rechtsprechung bei Satz 1 des § 60 Abs. 8 AufenthG im Hinblick auf konkrete Gefährder für die Sicherheit Deutschlands und die Allgemeinheit einhellig eine fortdauende, von der Person ausgehende Gefahr fordert, ist dies im Zusammenhang mit Personen, denen beispielsweise in der Vergangenheit liegende Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder terroristische Unterstützungshandlungen vorgeworfen wurden (Satz 2), umstritten.

· Rechtsauffassung des BAMF: Keine Wiederholungsgefahr erforderlich (gestützt durch VG Ansbach, demnächst auch obergerichtliche Entscheidung erwartet)

· Weitere offene / strittige Rechtsfragen im Zusammenhang mit § 60 Abs. 8 AufenthG:

· Notwendigkeit eines eigenen Gewaltbeitrags bzw. der Zurechenbarkeit der Verstöße einer Organisation dem Einzelnen gegenüber sowie bestimmte Qualität der sanktionierten Handlung

· Rechtsauffassung des BAMF: jede qualifizierte Unterstützung einer terroristischen Organisation, die Bezug zu den terroristischen Aktivitäten dieser Organisation hat, soll sanktioniert werden

· Frage, ob tatsächlich von einer terroristischen Organisation ausgegangen werden kann (z.B. hinsichtlich PKK, VG Würzburg)

· Rechtsauffassung des BAMF: PKK ist eine terroristische Organisation, die auch auf der Terrorliste der EU aufgeführt ist. 

· Hinweis: Die strafrechtliche Einstufung der PKK weicht hiervon ab: Krimminelle Vereinigung und auch das nur bei Führungskader.

III. Ausweisung, Abschiebung, Überwachung ausgewiesener Ausländer, Abschiebungsanordnung

1. Wesentliche Neuregelungen

Die sicherheitsrelevanten Vorschriften des Aufenthaltsgesetzes, insbesondere die Ausweisungs- und Überwachungstatbestände gemäß §§ 53 ff., 54a AufenthG sowie die Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG wurden durch das Zuwanderungsgesetz zum Teil neu gefasst und tragen der veränderten Gefährdungslage Rechnung. Neu sind insbesondere:

· Zwingende Ausweisung: § 53 Nr. 3 AufenthG: zwingende Ausweisung wegen einer Verurteilung wegen Einschleusens von Ausländern gem. §§ 96 oder 97 AufenthG, die nicht zur Bewährung ausgesetzt wurde

· Regelausweisung: § 54 Nr. 2, 5 AufentG: 

· Nr.2: Regelausweisung wegen Verurteilung wegen Einschleusens von Ausländern gem. §§ 96, 97 AufenthG

· Nr. 5: Terrorismusunterstützung; neu ist hier insbesondere die Senkung der Nachweisschwelle. Für die Ausweisung genügt es, dass Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass eine entsprechende Unterstützung vorliegt.

· Überwachung ausgewiesener Ausländer aus Gründen der inneren Sicherheit: § 54a AufenthG: Die Norm schafft erstmals eine Rechtsgrundlage für die Überwachung ausgewiesener Ausländer und hat keinen Vorläufer im AuslG

· Ermessensausweisung: § 55 Nr. 8 a) und b) AufenthG: Die „Hassprediger“-Tatbestände sind ebenfalls ohne Vorläufer im AuslG

· Abschiebungsanordnung: § 58a AufenthG: Die Norm ist im Vermittlungsverfahren ins Gesetz eingefügt worden. Zur Abwehr einer besonderen Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepublik oder einer terroristischen Gefahr kann die oberste Landesbehörde bzw. bei besonderem Interesse des Bundes auch das BMI eine kraft Gesetzes sofort vollziehbare Abschiebungsanordnung erlassen.

2. Arbeitsgruppe Statusrechtliche Begleitmaßnahmen/AG Status

· Das Bundesamt selbst wendet die neu gefassten Ausweisungstatbestände bzw. den § 58a AufenthG mangels Zuständigkeit nicht an, leistet jedoch operationelle Zuarbeit für das BMI bei § 58 a AufenthG

· Die Anwendung der neugefassten Ausweisungstatbestände des § 54 Abs. 5 und 5a AufenthG, des Überwachungstatbestandes des § 54a AufenthG sowie der Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG spielt jedoch mittelbar im Rahmen der Tätigkeit der Arbeitsgruppe „Statusrechtliche Begleitmaßnahmen“ (AG Status) im Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ) eine Rolle. 

a) Auftrag und Arbeitsweise der AG Status

· Einrichtung durch BMI im Juni 2005 und Federführung durch das Bundesamt

· Ständige Teilnehmer: BAMF, BfV, BKA, anlassbezogen involvierte Bundes- und Landesbehörden

· Das wesentliche Ziel der AG Status besteht darin, bei Personen mit extremistischem/terroristischem Hintergrund frühzeitig zu erkennen, ob Maßnahmen 

· zur Aufenthaltsbeendigung (auch gem. § 58a Abs. 2 AufenthG) sowie weitere ausländerrechtliche Maßnahmen (z.B. Auflagen),

· falls dies nicht möglich ist, zur Überwachung nach § 54a AufenthG,

· zum Widerruf / zur Rücknahme der Asyl-/Flüchtlingsanerkennung,

· zur Verhinderung der (Wieder-) Einreise,

· zur Verhinderung bzw. Widerruf/Rücknahme von Einbürgerungen

angezeigt sind. 

· Arbeitsweise (Priorisierung der Fälle, Sachverhaltsaufklärung, Prüfung und Bewertung von statusrechtlichen Maßnahmen, Erarbeitung von Handlungsempfehlungen, asylrechtliche Entscheidungen)

· Perspektive (Mittelfristig Angebot von Serviceleistungen für die Länder durch Vermittlung von Erfahrungen über Rechtsprechung- und Entwicklung sowie erfolgreiche Vorgehensweisen) 

b) Zahlen / Erfolge

· Seit Gründung Behandlung der Fälle von 95 Personen

· 15 Fälle waren für die AG nicht geeignet.

· Von den 80 verbleibenden Fällen hatten 44 asylrechtlichen Hintergrund

· 14 Widerrufsverfahren wurden eingeleitet

· Bisher weder durch Bund noch durch Land Anwendung von § 58a AufenthG

· Erfolgsdefinition der AG (Sensibilisierung von Ausländerbehörden, Anstoß zum Erlass ausländerrechtlicher Maßnahmen und deren Unterstützung, Widerruf von asylrechtlichen Entscheidungen, Verhinderung von aufenthaltsverfestigenden Maßnahmen)

· Fallbeispiele 

· In einem Fall wurde durch die Recherchen der AG Status die Tatsache, dass ein Top-Kader der PKK bereits Flüchtlingsstatus in Griechenland genießt, die Rücknahmeverpflichtung Griechenlands festgestellt und in enger Zusammenarbeit mit der zuständigen Ausländerbehörde seine Ausreise nach Griechenland erreicht.)

· In einem anderen Fall konnte die zuständige Ausländerbehörde nach der Information über den Auslandsaufenthalt des Ausländers das Erlöschen der Anerkennung als Asylberechtigter feststellen und die Ausweisung verfügen. Die Ausweisung ist bestandskräftig, eine Wiedereinreisesperre ist in AZR und SIS eingetragen.

· In zwei weiteren Fällen konnte die jeweils zuständige Ausländerbehörden im Rahmen der Recherchen der AG Status so sensibilisiert werden, dass mittlerweile die Ausweisungsverfügungen zugestellt sind.

· In einem anderen Fall konnte durch Informationen des BKA die Identität bestätigt werden; die Ausländerbehörde bedient sich jetzt der Möglichkeiten des BKA zur Beschaffung von Reisepapieren; die Botschaft des Herkunftsstaates hatte die Angelegenheit sehr zögerlich bearbeitet.

· In einem Fall konnten nach einem innerdeutschen Umzug die Sicherheitsbehörden des neu zuständigen Bundeslandes auf die betreffende Person, die dort noch nicht bekannt war, hingewiesen werden.

c) Erkenntnisse aus der Zusammenarbeit

· Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen scheitert oft an Abschiebungshindernissen

· Die Erkenntnis wurde bestätigt, dass die Kooperation mit Herkunftsstaaten bei der Beschaffung von Rückreisedokumenten  verbesserungsbedürftig ist.

· Erkenntnisse von Sicherheitsbehörden, die nicht ausreichen, um einem Strafverfahren zum Erfolg zu verhelfen, können jedoch den Widerruf einer Asylanerkennung oder eine Ausweisungsverfügung tragen.

· Wegen der fehlenden ausländerrechtlichen Zuständigkeit der AG sollte der Koordinierungs- und Servicefunktion zukünftig mehr Gewicht beigemessen werden.

d) Rechtsprechung

· Zu den Fällen der AG Status selbst gibt es noch keine Rechtsprechung.

· Die bislang veröffentlichte obergerichtliche Rechtsprechung zu den neuen Ausweisungstatbeständen setzt sich insbesondere mit der Nachweisschwelle bei § 54 Nr. 5 AufenthG (Unterstützung einer terroristischen Vereinigung) auseinander. (Der Nachweis „verdächtiger Tatsachen“ genügt nicht, aus diesen muss auch zu schließen sein, dass der Ausländer Gefährder ist)

e) geplante Neuregelung:

Der Gesetzentwurf des BMI vom 03.01.2006 für ein „Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union“ schreibt die AG Status als Aufgabe des Bundesamtes in § 75 Nr. 11 AufenthG-E fest.  Text der geplanten Neuregelung:

„11. 
Koordinierung der Informationsübermittlung und Auswertung von Erkenntnissen der Bundesbehörden, insbesondere des Bundeskriminalamtes und des Bundesamtes für Verfassungsschutz zu Ausländern, bei denen wegen Gefährdung der öffentlichen Sicherheit ausländer-, asyl- oder staatsangehörigkeitsrechtliche Maßnahmen im Betracht kommen.“

2. Mitarbeit in Länder-Arbeitsgruppen

a) AG BIRGiT (eingerichtet Okt. 2004):

In die Arbeit der AG BIRGiT (Bayern) ist das Bundesamt regelmäßig eingebunden, indem ein Vertreter des Sicherheitsreferates an deren Sitzungen anlassbezogen teilnimmt. 

Seit Januar 2005 Ausweisung gemäß § 54 Nr. 5a AufenthG von zwölf Ausländern mit Asylbezug 

b) Andere Länder-Arbeitsgruppen:

Anlassbezogen nimmt das Bundesamt über seine Außenstellen auch an Arbeitsgruppen anderer Bundesländer teil, wenn die Teilnahme dort gewünscht wird.

IV. Fazit:

Die Neuregelungen des Zuwanderungsgesetzes und ihre Anwendung stellen einen wichtigen Beitrag zu inneren Sicherheit und zur Terrorismusbekämpfung dar. In vergleichsweise kurzer Zeit wurde viel erreicht und insbesondere die Zusammenarbeit der Sicherheits- und Verwaltungsbehörden auf allen Ebenen konnte von den veränderten rechtlichen Rahmenbedingungen profitieren. Die bisherige Erfahrung hat die Bedeutung der Behördenkooperation und des Informationsaustauschs ebenso verdeutlicht wie die Notwendigkeit, den eingeschlagenen Weg fortzusetzen. Die Evaluierung des Zuwanderungsgesetzes leistet hier einen wichtigen Beitrag.

Das Bundesamt strebt in diesem Kontext eine Intensivierung der behördenübergreifenden Zusammenarbeit an, in dem es, wie bereits dargelegt, seine Erfahrungen und Möglichkeiten verstärkt Arbeitsgruppen und Initiativen der Bundesländer anbieten wird, und im Rahmen der AG Status zukünftig verstärkt eine Koordinierungs- und Servicefunktion anstreben  wird.
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